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In eigener Sache  

 

Draußen ist schon wieder Herbst und ein ereignisreiches Jahr neigt sich dem Ende entgegen. Aber auch 

in den letzten beiden Monaten dieses Jahres wird sich noch Einiges ereignen. 

 

Wir freuen uns, dass Herr Timo Klann ab dem 01.11.2024 in unserem Büro als Rechtsanwalt begonnen 

hat. Herr Klann hat an der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg Rechtswissenschaften mit dem 

Schwerpunkt „Staat und Verwaltung“ studiert und absolvierte seit 2022 seinen juristischen 

Vorbereitungsdienst in Sachsen-Anhalt. Seit dem 01.09.2023 war Herr Klann uns zur Ausbildung im 

Rahmen seiner Rechtsanwaltsstation zugewiesen. Er wird uns in allen Bereichen des Verwaltungsrechts 

und im kommunalen Datenschutzrecht unterstützen. Wir freuen uns auf die Zusammenarbeit. 

 

Ebenfalls ab dem 01.11.2024 ist uns Herr Lukas Meves zur Ausbildung im Rahmen einer 

Rechtsanwaltsstation zugewiesen. Herr Meves hat an der Bucerius Law School in Hamburg 

Rechtswissenschaften studiert und absolviert seit November 2023 sein Rechtsreferendariat am 

Landgericht Leipzig. 

 

Noch in diesem Jahr steht der Umzug unserer Kanzlei bevor. Im Dezember werden wir unsere neuen 

Räume in der Sebastian-Bach-Straße 13, 04109 Leipzig beziehen. Den genauen Tag teilen wir Ihnen mit 

einem gesonderten Schreiben mit. Mit Ausnahme der Postanschrift bleiben unsere Kontaktdaten 

unverändert. 

 

Wir möchten alle Mandanten, die noch die …@kurzschmuck.de-Adressen verwenden, darauf hinweisen, 

zeitnah auf die …@schmuck-daeumichen-Adressen zu wechseln, da die Nachsendung im November 

enden wird. Vielen Dank. 

 

Wir wünschen Ihnen eine ertragreiche Lektüre! 

 

Ihre  

 

SchmuckDäumichen Rechtsanwälte  
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Googeln von Bewerbern kann Schadensersatzanspruch begründen 

 

Das Landesarbeitsgericht Düsseldorf entschied am 10.04.2024 (Az.: 12 Sa 1007/23), dass ein Bewerber 

Anspruch auf Schadensersatz haben kann, wenn ein potentieller Arbeitgeber ihn „googelt“, dabei eine 

strafrechtliche Verurteilung entdeckt und dies in den Bewertungsprozess einbringt, ohne den Bewerber 

zuvor ausreichend über diese Datenverarbeitung zu informieren. 

 

In dem Urteil wurde einem Bewerber aufgrund eines solchen Datenschutzverstoßes ein 

Schadensersatzanspruch in Höhe von 1.000 € zugesprochen. 

 

Im konkreten Fall hatte eine Universität eine Volljuristin oder einen Volljuristen für eine Position mit 

arbeitsrechtlichen Aufgaben gesucht. Der Kläger, ein Volljurist und Fachanwalt für Arbeitsrecht, war 

aufgrund seiner öffentlichen Präsenz, einschließlich eines Wikipedia-Eintrags, bereits in 

Personalabteilungen bekannt. Er war insbesondere durch zahlreiche Schadensersatzklagen gegen 

Arbeitgeber wegen Verstößen gegen das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) aufgefallen. So 

hatte er beispielsweise Arbeitgeber verklagt, die in Stellenanzeigen gezielt nach „Sekretärinnen“ suchten, 

und Schadensersatz aufgrund einer AGG-Benachteiligung geltend gemacht. 

 

Zusätzlich hatte ein Strafverfahren gegen den Kläger zur weiteren öffentlichen Aufmerksamkeit geführt. 

In diesem Verfahren wurde er vom Landgericht München (vorläufig, nicht rechtskräftig) wegen Betrugs 

in drei Fällen und versuchten Betrugs in neun Fällen zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von einem Jahr und 

vier Monaten verurteilt. 

 

In seiner Bewerbung bei der Universität hob der Kläger seine besonderen Kenntnisse im AGG-Recht hervor 

und betonte, dass er aufgrund dieser Kenntnisse besonders gut für die ausgeschriebene Stelle geeignet 

sei. Die Mitglieder der Auswahlkommission waren durch Medienberichte über den Kläger informiert und 

suchten online nach weiteren Informationen. Sie stießen dabei auf den Wikipedia-Artikel, der seinen 

Lebenslauf und seine rechtliche Historie nicht gerade zu seinen Gunsten darstellte. Die Kommission 

entschied sich schließlich, eine andere Bewerberin einzustellen. 

 

Der Kläger erhielt über einen datenschutzrechtlichen Auskunftsanspruch Einblick in den entscheidenden 

Auswahlvermerk des Bewerbungsverfahrens. Daraus ging hervor, dass die Kommission „im Internet nach 

ihm geschnüffelt" und diese Informationen in die Entscheidungsfindung einbezogen hatte. 

 

Zur Begründung des Schadensersatzanspruchs dem Grunde nach führte das Landesarbeitsgericht 

bezogen auf den festgestellten Sachverhalt aus:  
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„Damit ist der Kläger zum bloßen Objekt der Datenverarbeitung geworden und hat einen erheblichen 

Kontrollverlust mit negativen Auswirkungen auf die Auswahlentscheidung erlitten. Diese mag objektiv im 

Ergebnis richtig sein, weil der Kläger ungeeignet war. Dies ändert aber nichts daran, dass er im 

Auswahlprozess bloßes Objekt der Datenverarbeitung war.“ 

 

Torsten Geissler 

Rechtsanwalt 
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OVG Schleswig-Holstein: Auslegezeit und Verfügbarkeit eines Planentwurfs müssen 

eingehalten werden 

 

Nach § 3 Abs. 2 BauGB sind die Entwürfe der Bauleitpläne mit der Begründung und den nach Einschätzung 

der Gemeinde wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen für die Dauer eines 

Monats, mindestens jedoch für die Dauer von 30 Tagen, oder bei Vorliegen eines wichtigen Grundes für 

die Dauer einer angemessenen längeren Frist im Internet zu veröffentlichen. Zusätzlich zur 

Veröffentlichung im Internet sind eine oder mehrere andere leicht zu erreichende Zugangsmöglichkeiten, 

etwa durch öffentlich zugängliche Lesegeräte oder durch eine öffentliche Auslegung der genannten 

Unterlagen, zur Verfügung zu stellen.  

 

In dem vom OVG Schleswig-Holstein entschiedenen Fall (Urt. v. 02.11.2023 – 1 KN 11/19) galt zwar noch 

das BauGB in der Fassung vom 03.11.2017, wonach umgekehrt zur jetzigen Rechtslage zusätzlich zur 

Auslegung erforderlich war, den Planentwurf ins Internet einzustellen. Die Gemeinde hatte den 

Planentwurf vom 17.09.2018 bis zum 19.10.2018 zur Einsichtnahme ausgelegt, aber erst im Laufe des 

18.09.2018 ins das Internet eingestellt. Das Gericht sah darin einen beachtlichen Fehler, der zur 

Unwirksamkeit des Bebauungsplans führte. Die bisherige Regelung, wonach neben der Auslegung 

zusätzlich eine Veröffentlichung im Internet zu erfolgen habe, verlange einen Gleichlauf der 

Auslegungszeiträume. Es sei nicht ausreichend, dass die Veröffentlichung im Internet auch 30 Tage 

gedauert habe. Maßgeblich sei die von der Gemeinde festgelegte und ortsüblich bekanntgemachte Dauer 

der Auslegung. Die Dauer der Auslegung von einem Monat, mindestens jedoch von 30 Tagen, sei 

gesetzlich nicht zwingend; sie sei nur eine Mindestdauer. Die Gemeinde könne den Entwurf des 

Bauleitplans nebst Entwurf der Begründung für eine längere Zeit auslegen. Hat sie in der 

Bekanntmachung eine längere Dauer angegeben, müsse sie diese auch einhalten. Der Bürger bzw. „die 

Öffentlichkeit“ müssten darauf vertrauen können, dass ihm bzw. ihr bekanntgegebene Fristen für die 

Geltendmachung von Anregungen auch eingehalten werden. 

 

Die Entscheidung zeigt, dass auch vermeintlich kleine Fehler zur Unwirksamkeit des Bebauungsplans 

führen können. 

 

Entsprechendes wird für die neue Rechtslage zu gelten haben. Die Dauer der „anderen leicht zu 

erreichenden Zugangsmöglichkeit“ muss der Dauer der Veröffentlichung im Internet entsprechen. Wie 

bisher ist die Dauer der Veröffentlichungsfrist und die Internetseite oder Internetadresse, unter der die 

Unterlagen eingesehen werden können, vor Beginn der Veröffentlichungsfrist ortsüblich bekannt zu 

machen. Diese bekanntgemachte Frist gilt für alle Zugangsmöglichkeiten gleichermaßen. 

 

Dr. Sebastian Schmuck 

Rechtsanwalt 
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Viertes Bürokratieentlastungsgesetz in Kraft getreten 

 

Das Vierte Gesetz zur Entlastung der Bürgerinnen und Bürger, der Wirtschaft sowie der Verwaltung von 

Bürokratie (Viertes Bürokratieentlastungsgesetz) vom 23.10.2024 wurde im Bundesgesetzblatt vom 

29.10.2024 veröffentlicht und tritt in wesentlichen Teilen am 01.01.2025 in Kraft 

 

In den insgesamt 74 Artikeln des Gesetzes werden viele Gesetze geändert, die hier nur beispielhaft 

erwähnt werden können. 

 

Eine wesentliche Änderung betrifft die Verkürzung von Aufbewahrungsfristen für Buchungsbelege im 

Handels- und Steuerrecht. Nach § 14b UstG in der aktuellen Fassung hat der Unternehmer ein Doppel der 

Rechnung, die er selbst oder ein Dritter in seinem Namen und für seine Rechnung ausgestellt hat, sowie 

alle Rechnungen, die er erhalten oder die ein Leistungsempfänger oder in dessen Namen und für dessen 

Rechnung ein Dritter ausgestellt hat, zehn Jahre aufzubewahren. Diese Frist wird ab dem 01.01.2025 auf 

acht Jahre verkürzt. 

 

Ein weiterer Schwerpunkt des Gesetzes liegt in der Förderung der Digitalisierung. In mehreren Regelung 

des HGB und des BGB werden Schriftformerfordernisse durch Textform ersetzt. Textform erfordert eine 

lesbare Erklärung, in der die Person des Erklärenden genannt ist, auf einem dauerhaften Datenträger. 

Damit entfällt das Erfordernis einer eigenhändig unterschriebenen Urkunde bei der Schriftform. § 122a 

AO lässt ab dem 01.01.2024 eine Bekanntgabe von Verwaltungsakten durch Bereitstellung zum 

Datenabruf zu. 

 

Schließlich werden mit dem Gesetz Melde- und Informationspflichten abgebaut. Dies betrifft z.B. die 

Meldung für Beherbergungsstätten nach § 29 BMG für die Aufnahme von Personen für länger als sechs 

Monate. Danach ist eine Meldeschein nur noch von ausländischen Beherbergten auszufüllen. 

 

Sobald die jeweiligen Regelungen in Kraft getreten sind, müssen Sie Ihre Verarbeitungsverzeichnisse – 

soweit vorhanden – entsprechend anpassen. 

 

Dr. Sebastian Schmuck 

Rechtsanwalt 
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SächsOVG zur Rechtmäßigkeit einer Auskunfts- und Urkundenvorlageanordnung mit 

Zwangsgeldandrohung 

 

In den von unserer Kanzlei betreuten Verfahren waren Bescheide streitgegenständlich, nach denen die 

Klägerinnen verpflichtet waren, Auskunft darüber zu erteilen, ob sie nach dem verstorbenen A 

Eigentümerin bzw. Miteigentümerin eines Grundstücks geworden sind.  

 

Sie wurden aufgefordert, diese Auskunft schriftlich zu erteilen und Urkunden zur Glaubhaftmachung der 

Auskunft vorzulegen. Ihnen wurde dafür eine Frist gesetzt, die sofortige Vollziehung wurde angeordnet 

und für den Nichtbefolgensfall ein Zwangsgeld angedroht.  

 

Hintergrund für den Erlass der Bescheide war der jahrelange erfolglose Versuch des Zweckverbandes, die 

Eigentümer des Grundstücks zu ermitteln. A war im Jahr 2006 verstorben. Er wird bis dato im Grundbuch 

als Grundstückseigentümer geführt. Ein Antrag des Zweckverbandes auf Grundbuchberichtigung wurde 

durch das Amtsgericht zurückgewiesen. Das Amtsgericht teilte dem Zweckverband mit, dass hinsichtlich 

des verstorbenen A kein Nachlassvorgang ermittelt werden konnte. Die auf dem Grundstück lebenden 

Klägerinnen, die Tochter und die Ehefrau des verstorbenen A, seien der Aufforderung des Amtsgerichts, 

einen Erbscheinantrag zu stellen, bislang nicht nachgekommen. Seit 2010 sollte das Grundstück an die 

öffentlichen zentralen Abwasseranlagen angeschlossen werden.  

 

Das Sächsische Oberverwaltungsgericht hat mit Beschlüssen vom 12.09.2024 – 4 A 141/23 und 4 A 

142/23 die Rechtsauffassung des VG Leipzig in seinen Urteilen vom 10.10.2022 - 6 K 1816/20 und 6 K 

1817/20 bestätigt. Danach kann der Zweckverband die Auskunfts- bzw. Urkundenvorlageanordnung auf 

folgende Regelung seiner Abwassersatzung stützen: „Der AZV kann nach pflichtgemäßem Ermessen die 

notwendigen Maßnahmen im Einzelfall anordnen, um rechtswidrige Zustände zu beseitigen, die unter 

Verstoß gegen Bestimmungen dieser Satzung herbeigeführt worden oder entstanden sind.“ 

 

Nach Auffassung des VG Leipzig und des Sächsischen Oberverwaltungsgerichts dient diese 

Satzungsvorschrift der Erhebung von personenbezogenen Daten über die Eigentümer von Grundstücken 

im Verbandsgebiet. Die Erhebung von Eigentümerdaten ist von der Verarbeitungsgeneralklausel des Art. 

6 Abs. 1 UABs. 1 Buchst. e der Datenschutz-Grundverordnung – DSGVO i.V.m. § 3 Sächsisches 

Datenschutzdurchführungsgesetz - SächsDSDG gedeckt.  

 

Der Zweckverband ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts, dem die Aufgabe der öffentlichen 

Abwasserbeseitigung übertragen wurde. Ihm obliegt die Befugnis, durch Satzung den Anschluss an 

Anlagen zur Ableitung und Reinigung von Abwasser und die Benutzung dieser Einrichtung 

vorzuschreiben. Diese Aufgabe wird von der Befugnis des § 3 SächsDSDG ergänzt, personenbezogenen 

Daten zu verarbeiten, die für die Erfüllung der Aufgaben erforderlich sind.  
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Dass die Satzungsregelung diese Verarbeitungsbefugnis durch eine Auskunftsverpflichtung ergänzt, ist 

weder datenschutzrechtlich noch vor dem Hintergrund des Wesentlichkeitsgrundsatzes nach Auffassung 

der Gerichte bedenklich.  

 

Die Entscheidungen sind rechtskräftig. 

 

Rechtsanwältin Dr. Nadine Däumichen 

Fachanwältin für Verwaltungsrecht 
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VG Magdeburg: Kosten einer Wasserzeitung sind gebührenfähig 

 

Das VG Magdeburg hat in seinem Urteil vom 22.05.2024 – 9 A 80/23 MD ausdrücklich klargestellt, dass 

die Kosten einer Wasserzeitung gebührenfähige Kosten sind und in die Trinkwassergebührenkalkulation 

eingestellt werden dürfen. 

 

Die Kosten stehen im Zusammenhang mit der Aufgabenerledigung und dienen dem 

Trinkwasserversorger, seine Kunden über Angelegenheiten des Verbandes durch Herausgabe eines 

Presseerzeugnisses zu informieren. Er erfüllt damit eine öffentliche Aufgabe, wobei unbeachtlich ist, dass 

es keine Rechtspflicht zur Herausgabe einer Wasserzeitung besteht. Dem Zweckverband kommt bei der 

Aufgabenerfüllung ein weiter Gestaltungsspielraum zu. 

 

Rechtsanwältin Dr. Nadine Däumichen 

Fachanwältin für Verwaltungsrecht 
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BGH Urteil: Keine Eigenbedarfskündigung zugunsten eines Cousins 

 

Der Bundesgerichtshof hat mit seinem Urteil vom 10.7.2024 – Az.: VIII ZR 276/23 entschieden, dass als 

Familienangehörige im Sinne des § 577a 1a S. 2 BGB– ebenso wie im Falle der Eigenbedarfskündigung 

gemäß § 573 II Nr. 2 BGB - ausschließlich diejenigen Personen anzusehen sind, denen ein 

Zeugnisverweigerungsrecht aus persönlichen Gründen gemäß §§ 383 ZPO, 52 StPO zusteht.  

 

Ein Cousin, welcher als entfernterer Verwandter nicht zur Zeugnisverweigerung berechtigt ist, gehöre 

deshalb selbst im Falle einer engen persönlichen Verbundenheit nicht zu dem von den vorbezeichneten 

Bestimmungen privilegierten Personenkreis. 

 

Der Gesetzgeber hat mit der Einschränkung der Privilegierung zu Gunsten von Familienangehörigen eine 

den privilegierten Personenkreis begrenzende objektive Voraussetzung aufgestellt, wonach weder eine 

enge soziale Bindung erforderlich noch eine solche Bindung ausreichend ist.  

 

Dem Revisionsverfahren lag folgender Sachverhalt zugrunde: 

Die Beklagten sind Mieter einer Wohnung. Die Klägerin, eine Gesellschaft bürgerlichen Rechts, erwarb das 

Gebäude, in dem sich diese Wohnung befindet. Im Zeitpunkt des Eigentumserwerbs hatte die Klägerin 

zwei Gesellschafter. Diese waren Cousins. Nach dem Ableben eines der Gesellschafter wurden dessen drei 

Kinder im Wege der Gesamtrechtsnachfolge Gesellschafter der Klägerin und als solche in das Grundbuch 

eingetragen. Die Klägerin kündigte das mit den Beklagten bestehende Mietverhältnis ordentlich wegen 

Eigenbedarfs eines der im Wege der Erbfolge eingetretenen Gesellschafter, der die Wohnung für sich und 

seine Ehefrau benötige. 

 

Mit ihrer Klage hat die Klägerin von den Beklagten die Räumung und Herausgabe der an sie vermieteten 

Wohnung begehrt. Das Amtsgericht hat die Klage abgewiesen. Auf die Berufung der Klägerin hat das 

Landgericht das erstinstanzliche Urteil abgeändert und die Beklagten zur Räumung und Herausgabe der 

Wohnung verurteilt. Mit der vom Berufungsgericht zugelassenen Revision erstreben die Beklagten die 

Wiederherstellung des erstinstanzlichen Urteils. 

 

Die Revision hatte Erfolg. 

 

Anja Pauli 

Rechtsanwältin 
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Landgericht Detmold: Photovoltaikanlage: Zu geringe Speicherkapazität berechtigt 

den Besteller zum Rücktritt  

 

Urteil des Landgerichts Detmold vom 15.05.2024, Az. 01 O 5/24: 

Der Kläger begehrte die teilweise Rückabwicklung eines Vertrags über ein Photovoltaik-Paket, das er von 

der Beklagten erworben hatte. Der Vertrag wurde im März 2022 geschlossen und beinhaltete die 

Lieferung und Installation einer Photovoltaikanlage inklusive eines Batteriespeichers mit einer 

Speicherkapazität von 10,00 kWh, einer Wallbox (Wandladestation z.B. für E-Autos) und eines 

Notstrompakets am Wohnhaus des Klägers. Der Kläger zahlte dafür insgesamt 16.423,30 €. 

 

Nach der Installation der Anlage kam es in den Jahren 2022 und 2023 zu wiederholten Abschaltungen 

und Leistungseinschränkungen des Batteriespeichers durch den Hersteller, was die nutzbare 

Speicherkapazität beeinträchtigte. Im August 2023 wurde die Speicherkapazität auf etwa 70 % der 

ursprünglichen Kapazität begrenzt. Der Kläger forderte die Beklagte unter Fristsetzung zur Behebung des 

Mangels auf; die Frist ließ die Beklagte untätig verstreichen. Daraufhin erklärte der Kläger dann den 

teilweisen Rücktritt vom Vertrag hinsichtlich des Batteriespeichers, der Wallbox und des Notstrompakets. 

 

Der Kläger behauptete, der Batteriespeicher sei mangelhaft, weshalb er zum teilweisen Rücktritt 

berechtigt sei. Außerdem argumentierte er, dass die Wallbox und das Notstrompaket ohne den 

funktionierenden Speicher nicht sinnvoll nutzbar seien. Er verlangte die Rückzahlung des anteiligen 

Kaufpreises und bot der Beklagten die Abholung des Batteriespeichers an. 

 

Die Beklagte wies die Ansprüche zurück und argumentierte, dass sie für Mängel des Speichers, die durch 

den Hersteller verursacht wurden, nicht verantwortlich sei; selbiges gelte für den verlangten Austausch 

des Speichers. Sie forderte außerdem, dass dem Kläger die Gebrauchsvorteile, die er durch den Betrieb 

des Speichers hatte (Eigenverbrauch, Netzeinspeisung und Entschädigungszahlungen der Herstellerin), 

angerechnet würden. 

 

Das Landgericht qualifizierte den zwischen den Parteien geschlossenen Vertrag als Werkvertrag und gab 

der Klage insoweit statt, als dass es die Beklagte dazu verurteilte, dem Kläger den anteiligen Kaufpreis für 

den Speicher und das Notstrompaket (14.697,80 €) zurückzuzahlen. Im Gegenzug musste der Kläger den 

Batteriespeicher zurückgeben: 

Der Batteriespeicher weise einen erheblichen Mangel auf, da die Speicherkapazität ab dem 09.08.2023 

auf ca. 7 kWh reduziert wurde, statt der vertraglich vereinbarten 10 kWh. Dieser Zustand sei dauerhaft 

und der Mangel könne auch nicht kurzfristig behoben werden. Daher habe der Kläger gemäß § 323 Abs. 

1 BGB das Recht, vom Vertrag zurückzutreten. Auch wenn ein etwaiger Herstellerfehler vorliege, müsse 

die Beklagte für die von ihr verwendeten Produkte selbst einstehen. 
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Da das Notstrompaket als Upgrade des Batteriespeichers nur mit diesem betrieben werden könne, könnte 

der Kläger die Rückzahlung des anteiligen Werklohns für den Batteriespeicher und das Notstrompaket 

verlangen. Hinsichtlich der Wallbox habe der Kläger jedoch nicht nachgewiesen, dass diese selbst 

mangelhaft oder nicht mit anderen Geräten kompatibel sei. 

 

Das Gericht konnte nicht über die von der Beklagten in Ansatz gebrachten Gebrauchsvorteile entscheiden, 

da diese insoweit keine (prozessual notwendige) Aufrechnungserklärung abgegeben hatte. 

 

Nele Harpke-Gläser 

Rechtsanwältin 
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OLG Köln: Kostenvorschuss trotz Mangelbeseitigung des Bauträgers 

 

Urteil des Oberlandesgerichts Köln vom 19.06.2024, Az. 11 U 73/23: 

Die Klägerin erwarb im Jahr 2016 von der Beklagten eine Eigentumswohnung samt Kellerraum in einem 

viergeschossigen Altbau zu einem Preis von 409.000,00 €. Die Beklagte hatte das Gebäude zuvor 

umfassend saniert. Ab Februar 2017 rügte die Klägerin gegenüber der Beklagten verschiedene Mängel 

und setze erfolglos eine Frist zur Beseitigung dieser Mängel. Im Juni leitete sie daher ein selbständiges 

Beweisverfahren ein und machte in dessen Verlauf noch weitere Mängel geltend.  

 

Erstinstanzlich verlangte die Klägerin von der Beklagten u.a. die Zahlung eines Kostenvorschusses für die 

Beseitigung der einzelnen Mängel. Der Klage wurde weitgehend stattgegeben. Dagegen legte die 

Beklagte Berufung ein mit der Begründung, dass ihr nach Abschluss des Beweisverfahrens erneut eine 

Frist zur Mangelbeseitigung hätte gesetzt werden müssen. Ferner behauptete sie, inzwischen einige 

Mängel beseitigt zu haben, was die Klägerin bestritt. 

 

Das OLG folgte der Rechtsauffassung der Beklagten nicht. Nach erfolgter Abnahme des Werks könne die 

Klägerin Gewährleistungsansprüche geltend machen, einschließlich der Forderung nach einem 

Kostenvorschuss für die im selbständigen Beweisverfahren festgestellten Mängel, die sie entweder selbst 

beheben oder durch Dritte beseitigen lassen kann. Die Behauptung der Beklagten, sie habe mittlerweile 

einige Mängel beseitigt, sei unerheblich. Nach Abschluss des selbständigen Beweisverfahrens sei die 

Klägerin nicht verpflichtet gewesen, eine aufgedrängte Nacherfüllung zu akzeptieren. Selbst wenn 

tatsächlich eine Nachbesserung durchgeführt worden sei, jedoch gegen den Willen der Klägerin als 

Auftraggeberin, führe dies nicht zum Wegfall des Kostenvorschussanspruchs. Vielmehr müsse erst im 

Rahmen der späteren Abrechnung des Kostenvorschusses geprüft werden, ob und in welchem Umfang 

durch die Nachbesserungsarbeiten des beklagten Auftragnehmers die Mangelbeseitigungskosten 

reduziert wurden. 

 

Eine weitere Fristsetzung nach Abschluss des selbständigen Beweisverfahrens sei ebenfalls nicht 

erforderlich gewesen, sofern die Klägerin bereits zuvor erfolglos eine Frist zur Nacherfüllung gesetzt 

hatte. Das Nacherfüllungsrecht der Beklagten sei mit dem fruchtlosen Ablauf dieser Frist erloschen. Nach 

Ablauf der Frist könne der Auftraggeber allein entscheiden, welche Ansprüche er gegen den 

Auftragnehmer geltend machen wolle. 

 

Nele Harpke-Gläser 

Rechsanwältin 

 


